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vermittelte Grundlagen-Wissen,
die ausgetauschten praktischen
Erfahrungen, die neuen persönli-
chen Kontakte, das alles hilft, im
Aufsichtsrat besser klar zu kom-
men und mehr für die Interessen-
vertretungen und Belegschaften
herauszuholen. Daher bestand am
Ende Übereinstimmung darin,
diese Beratungsebene fortzufüh-
ren. 

»neben der bewährten Seminar-
form können auch ExpertInnen-
Anhörungen organisiert werden«

Zu aktuellen Schwerpunktthemen,
wie z. B. zustimmungspflichtige
Geschäfte oder Risikomanage-
ment, sollen Zusammenkünfte
angeboten werden, wobei neben
der bewährten Seminarform (ggf.
am Wochenende) auch ExpertIn-
nen-Anhörungen (ähnlich der BR-
Info-Tagung) organisiert werden
können. So kann ein kompetentes
Netzwerk von Hamburger Arbeit-
nehmervertreterInnen im Auf-
sichtsrat entstehen, wobei zu über-
legen ist, diesen Kreis durch
Wirtschaftsausschuss-Mitglieder zu
ergänzen. Am Ende der Diskus-
sionen bestand Einigkeit: das
Seminar jedenfalls war nicht für
die Katz!

WOLFGANG ERDMANN
Betriebsrat Jungheinrich

»Was ist der Unterschied zwi-

schen einer Hundehütte und

einem Aufsichtsrat?« soll ein Kon-

zernchef einmal gefragt haben.

Seine Antwort: »Die Hundehütte

ist für den Hund, der Aufsichts-

rat ist für die Katz.«

Die Aktivitäten der Arbeitneh-
mervertreterInnen im Aufsichtsrat
sind schwierig, mühsam und oft
frustrierend. Und trotz mangelhaf-
ter Mitbestimmungsrechte, trotz
vielfältiger Behinderungen, trotz
durchsichtiger Angriffe auf die
Mitbestimmung insgesamt bemüh-
en sich die gewerkschaftlichen Ar-
beitnehmervertreterInnen im Auf-
sichtsrat, das Beste daraus zu
machen, damit diese Arbeit nicht
für die Katz ist, sondern der
Unterstützung der Interessenver-
tretung insgesamt dient.

Erstes regionales AR-Seminar 
Die IG Metall Hamburg ergriff im
Frühjahr 2005 die Initiative und
schlug vor, dass sich erstmalig
Hamburger Arbeitnehmervertre-
terInnen im Aufsichtsrat zur Wei-
terbildung und zum Erfahrungs-
austausch treffen. Ein in Sachen
Aufsichtsrats-Qualifizierung be-
währtes Referenten-Team wurde
dafür gefunden (Günter Jeske,
Bildungsstätte Berlin-Pichelssee

und Wolfgang Erdmann, ehren-
amtlicher Referent aus Hamburg),
und das Seminar konnte in der
Zeit 11.10.  bis 14.10. 2005 in der
IG Metall-Bildungsstätte Berlin-
Pichelssee stattfinden.

»offener Erfahrungsaustausch
wurde immer wieder in
den Mittelpunkt gerückt«

Die beiden Referenten klärten mit
den elf SeminarteilnehmerInnen
zunächst ab, welche Themen-
schwerpunkte aus der Aufsichts-
ratstätigkeit behandelt werden
sollten. Die Schwerpunkte lagen
in den Themenfeldern:
+Kommunikation im Unterneh-
men (Informierung durch den
Vorstand, Geheimhaltung, Zusam-
menwirken mit den Interessenver-
tretungen und der Belegschaft)
+Einflussmöglichkeiten der Arbeit-
nehmervertreter im Aufsichtsrat
+Strategie und Planung (Informie-
rung, Analysen, Einflussmöglich-
keiten)
+Referate, Gruppenarbeit und
Plenums-Diskussionen sorgten für
eine intensive Klärung der The-
men, wobei der offene Erfah-
rungsaustausch immer wieder in
den Mittelpunkt gerückt wurde.

Dies war der Auftakt
Nach drei Tagen waren sich alle
einig: das hat sich gelohnt. Das

Aufsichtsratsarbeit für die Katz?

2006 nur Brosamen
Die Bundesregierung ist großzü-
gig: Die ‚Arbeitnehmerentgelte‘
sollen 2006 zulegen. Um 0,2 %!
Nachdem sie 2005 um ein halbes
Prozent gesunken sind. So der Jah-
reswirtschaftsbericht 2006. Zwei
Milliarden Euro mehr würden alle
Beschäftigten erhalten. Klingt viel,
sind aber nur die berühmten Bro-
samen. In Kaufkraft gerechnet
wären diese zwei Zehntel nämlich
ein Verlust. Mehr als zwei Prozent
weniger! 2006 soll richtig gut lau-

fen. Das Volkseinkommen wird
nach der Prognose um 42 Milliar-
den Euro wachsen. Fast alles –
nämlich 40 Milliarden Euro – fließt
jedoch den Reichen und Vermö-
genden zu. So die Bundesregie-
rung. Die Umverteilung von unten
nach oben liefe also weiter. Ob
das so kommt, haben aber auch
wir in der Hand. In den Tarifrun-
den wird darüber maßgeblich ent-
schieden. Darum geht es: Keine
längeren Arbeitszeiten, denn auch

das ist eine versteckte Einkom-
menskürzung. Und wo möglich:
Kräftige Lohnerhöhungen durch-
setzen! Das ist nicht nur unmittel-
bar gut für jede und jeden von
uns: Mit mehr Kaufkraft kommt
auch die Wirtschaft wieder richtig
ins Laufen und neue Jobs entste-
hen.

MICHAEL SCHLECHT



Ca. 30 KollegInnen fanden sich

am 19.11. 2005 im Gewerk-

schaftshaus am Besenbinderhof

ein, um Informationen über

neue Entwicklungen in der Be-

rufsbildung und neue Berufe

zu erhalten. Es wurde angeregt

diskutiert und informiert. Es

war ein guter Anfang, der unbe-

dingt fortgesetzt werden sollte,

so lautete das Fazit am Ende der

Veranstaltung. Doch nun zu

den Inhalten im Einzelnen.

Luis Arellano (Ausbilder bei
Thyssen Krupp Marine Systems
Blohm & Voss) und Ute
Schmoldt-Ritter (Ausbilderin bei
Hauni Maschinenbau AG) stellten
den neuen Beruf des Technischen
Produktdesigner dar. Was ist ei-
gentlich ein Produktdesigner, war
die Eingangsfrage, mit der Luis
seine Darstellung begann. Design
beinhaltet Gestaltung, Konstruk-
tion und Entwurf und das ist
schon in dem Begriff CAD
(Computer Aided Design) enthal-
ten gewesen, der das moderne
Technische Zeichnen prägt. Wa-
rum also dann einen neuen Beruf?
Luis verdeutlichte in seiner

Darstellung, dass wesentlich neu
die Prozesskenntnis für den Pro-
duktdesigner sei. So muss zum
Beispiel der Produktdesigner im
Schiffbau Kenntnis über den ge-
samten Prozess der Fertigung
eines Schiffes haben. Die früher
ausreichenden Kenntnisse und
Fertigkeiten über Einzelteile und
Einzelprozesse sind heute nicht
mehr ausreichend. Der Techni-
sche Produktdesigner muss Simu-
lationen für das Produkt in 3-D-
Darstellungen erstellen können.
Die reine Zeichnung in 2-D ist da-
bei nur noch ein ‚Nebenprodukt‘.
Anhand eines Schaubildes wurde
dieses von Luis dann visuell ver-
deutlicht.

Die Kollegin Ute stellte dann die
markanten Unterschiede zwischen
dem ‚alten‘ Technischen Zeichner
und dem neuen Beruf des
Technischen Produktdesigners dar.

»Modellieren von Prozessen
stellt den Mittelpunkt der Aus-
bildung dar«

In der Diskussion über den
Technischen Produktdesigner wur-
de die Frage diskutiert, ob das,
was jetzt für diesen Beruf vorgese-
hen ist, nicht der Technische
Zeichner schon immer gemacht
hat. Die Anwort darauf war ein-
deutig Nein. Zwar wurden Elemen-
te des 3-D schon häufig mit vermit-
telt, das Modellieren von Prozes-
sen stand dabei aber eher im
Hintergrund. Dieses wurde beim
Produktdesigner nun nicht nur in
den Vordergrund gerückt, son-
dern stellt den Mittelpunkt der
Ausbildung dar. Es wurde auch
deutlich gemacht, dass dieses ein
Beruf mit Zukunftsperspektive sei
und die Neuordnung wurde auch
darauf ausgerichtet. Ziel ist es,
dass die Inhalte nicht morgen
schon wieder überholt sind. Es ist
aber dabei nicht zu vermeiden,
dass der Beruf noch nicht überall
zur Geltung kommen wird. Ein
Bedarf wird es aber mit Sicherheit
geben. Problematisiert wurde
auch, dass sich die Rolle des
Ausbilders verändern muss. Bei
einer prozessbezogenen Ausbil-
dung, wie sie für den Technischen
Produktdesigner notwendig ist,
kann die/der AusbilderIn nicht
mehr alles wissen und braucht
sie/er auch nicht. Vielmehr wird
er die Rolle des Ausbildungs-
/Lernberaters übernehmen müs-
sen, der die/den Auszubildenden
durch die Ausbildung leitet.
Zum Beruf der/des Industrie-

kauffrau/-manns stellte die
Kollegin Vera Meister ihr Lern-
mediensystem vor. Dieses System
bildet die Geschäfts- und Arbeits-
prozesse der Industriekaufleute
nach und zwar an Hand eines

Referenzprozesses ‚Industrielle
Auftragsfertigung‘. Dieser Prozess
reicht von der Auftragsakquise bis
zur Auftragsnachbereitung. Hier
wurde schon gleich deutlich, dass
es zwischen den Berufen Tech-
nischer Produktdesigner und In-
dustriekauffrau/-mann deutliche
Ähnlichkeiten gibt. Vera Meister
stellte klar heraus, dass die tradi-
tionelle Fachorientierung und die
Werkzeugorientierung nicht mehr
die geeigneten Mittel für die
Vermittlung von Ausbildungsin-
halten sind. Vielmehr ist die
Prozess- und Auftragsorientierung
notwendig, damit die/der Auszu-
bildende die Kompetenz vermit-
telt bekommt, die er im Berufs-
leben benötigt. Geschäftsprozesse
sind der Handlungs- und Zielrah-
men jedweder kaufmännischen
Tätigkeit, stellte Vera Meister klar.
Isoliertes Fachwissen oder isolier-
te Programmkenntnisse sind da
nicht zu vermitteln. Vielmehr müs-
sen Fachwissen und Programm-
kenntnisse in die Prozessabläufe
integriert vermittelt werden. Den-
ken in komplexen Ursache-Wir-
kungs-Zusammenhängen ist wich-
tiger als das reine Fachwissen. 

»abwägen von unterschiedlichen
Problemlösungswegen, die situa-
tionsangemessen zur Anwendung
kommen«

Die Fähigkeit zur Problemerken-
nung und die Entwicklung von
Lösungswegen müssen in den Vor-
dergrund der Ausbildung rücken.
Hier spielt die Methodenkompe-
tenz eine wesentliche Rolle. Es
wird nicht mehr das Vermitteln
von eindeutigen Lösungswegen
notwendig sein, sondern das Ab-
wägen von unterschiedlichen Pro-
blemlösungswegen, die alle richtig
sind aber situationsangemessen zur
Anwendung kommen müssen.
Auch hier, stellte Vera Meister
klar, ist die/der AusbilderIn als
Berater und Coach gefragt.
Das von ihr entwickelte Lernme-

diensystem ist dafür ein Hilfsmit-
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tel. Es ersetzt auf keinen Fall den
Ausbilder, der in der Lernsituation
steuert und Anregungen gibt. 
Geplant ist ein Netzwerk, um ein

solches Lernmediensystem weiter
zu entwickeln. Hieran sind Ge-
werkschaften, Arbeitgeberverbän-
de, Unternehmen, Schulen, Tech-
nikentwickler sowie Didaktikent-
wickler zu beteiligen. Dieses Netz-
werk ist im Aufbau.

»aus einer prozessbezogenen
Ausbildung ergeben sich nicht
automatisch datenschutzrecht-
liche Bedenken«

In der Diskussion ging es
hauptsächlich um die Frage des
Datenschutzes, die recht eindeutig
geklärt werden konnte. Einerseits
enthält das Lernmediensystem
selbst keine personenbezogenen
Daten, es muss und kann an die
betrieblichen Belange angepaßt
werden. Sollten dabei datenschutz-
rechtliche Probleme auftauchen,
so sind diese, wie schon bisher, in
der Ausbildung zu klären. Auch
ergeben sich aus einer prozessbe-
zogenen Ausbildung nicht automa-
tisch datenschutzrechtliche Beden-
ken. Diese Argumente sind häufig
vorgeschoben, um eine Veränder-
ung der Ausbildungstruktur und
der Ausbildungsinhalte zu verhin-
dern. 
Auf die Frage der bisherigen

Probleme bei der Einführung von
E-Learning-Systemen, stellt Vera
Meister heraus, dass diese bisher
weitgehend an der frontalen Wis-
sensvermittlung orientiert waren.
Dieses frontal vermittelte Wissen
konnte nicht auf die Prozesse
ohne weiteres angewendet werden
und dadurch entsteht das Gefühl,
das man für ‚nothing‘ gelernt hat.
Das kann sich auch beim E-
Learning nur verändern, wenn es
prozessorientiert aufgebaut ist
und sich als Hilfswerkzeug be-
greift. E-Learning ist kein Ersatz
für das Lernen am konkreten
Auftrag mit Hilfe von Personen,
die das Lernen unterstützen. 
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Zum Abschluss der Veranstaltung
stellte Frank Gerdes von der
Vorstandsabteilung Berufsbildung
noch die neugeordneten Metall-
berufe vor. Auch hier, wie schon
bei den anderen Vorstellungen,
wurde deutlich, dass die Prozess-
orientierung im Mittelpunkt der
Neuordnung steht und auch hier
den Rahmen der Ausbildung be-
stimmt. Als Geschäftsprozess wer-
den hier alle Tätigkeiten verstan-
den, die zur Abwicklung eines
konkreten Auftrages gehören. Das
reicht von der Planung bis zur
Übergabe an den Kunden. Am
Beispiel der gestreckten Abschluss-
prüfung wurde von Frank verdeut-
licht, dass sich diese neue Ausbil-
dung auch in der Prüfung nieder-
schlagen soll. Der betriebliche
Auftrag ist das Herzstück der
Abschlussprüfung Teil 2. Im
ersten Teil der Abschlussprüfung,
früher die Zwischenprüfung, wer-
den die Grundlagen an Hand
einer Praktischen Aufgabe geprüft.
Dieser Teil ist Bestandteil der
Abschlussprüfung und nicht wie
früher bei der Zwischenprüfung
‚ohne‘ weitere Bedeutung. Da-
durch wird es möglich, dass im
zweiten Teil der Schwerpunkt auf
der Prozessorientierung liegen
kann.
Frank verdeutlichte das sehr ein-

dringlich und stellte an Beispielen
die Möglichkeiten der Bewertung
dar. Auch verdeutlichte er an Bei-

spielen, wie so ein betrieblicher
Auftrag aussehen kann.
Vieler dieser Beispiele können

im WAP, der Seite für Weiterbil-
dung/Ausbildung/Prüfung der IG
Metall nachgeschaut werden
(www.igmetall-wap.de). Als Mit-
glied kann man sich dort anmel-
den. Völlig frei ist bisher der
Zugang zu der Seite  www.betrieb-
licher-auftrag.de.

»Bildung und speziell Berufsbil-
dung ist das, was unsere Zukunft
bestimmt«

Fazit: Diese Veranstaltung der IG
Metall Hamburg und Bergedorf
zu Fragen der Berufsbildung war
ein gelungener Auftakt. Alle An-
wesenden sahen sie als sinnvoll an
und plädierten dafür, dieses Ange-
bot fortzusetzen. Diese Ergebnisse
wurden am Ende von den beiden
Veranstaltern Helge Thomas und
Nils Bolwig auf einer Tafel festge-
halten und sind inzwischen ausge-
wertet. 
Qualifizierung, Ausbildung und

Weiterbildung sind die Themen,
die wohl auch die nächste Tarif-
runde bestimmen. Bildung und
speziell Berufsbildung ist das, was
unsere Zukunft bestimmt. In die-
sem Sinne kann man nur wün-
schen, dass sich wieder sehr viele
KollegInnen an der nächsten Ver-
anstaltung beteiligen. 

REDAKTION

Arbeiten in vernetzten Strukturen

+ Anwenden von Informations- und Kommunikationstechniken

+ Erstellen und Anwenden technischer Dokumentationen

+ Durchführen von qualitätssichernden Maßnahmen, Kundenorientierung

+ Konstruktion und Gestaltung

+ Prozess- und Projektmanagement

+ Vorbereiten, Kontrollieren und Dokumentieren von Arbeitsabläufen

+ Beurteilen von Fertigungs-, Montage- und Fügetechniken

+ Berechnen und Simulation

+ Werk- und Hilfsstoffe



wie Otto Brenner und Willi Blei-
cher in den 50er Jahren gelungen
ist, der Flut antikommunistischer
und schlicht gewerkschaftsfeindli-
cher Agitation zu widerstehen.
Natürlich wäre es nach dem

Geschmack der Arbeitgeber gewe-
sen, jeden Kampfgeist, jedes echt
gewerkschaftliche Bewusstsein aus
den Verbänden des DGB heraus-
zusäubern und sie unter ein
Friedensabkommen nach Schwei-
zer Vorbild zu zwingen. 

»die rechte Opposition in der
IG Metall ist nicht entstanden
und noch weniger kam es zu der
großen Säuberung«

Sie haben es nicht geschafft. Der
‚Arbeitgeber‘ kommentierte im
September 1958 nach dem Nürn-
berger Gewerkschaftstag der IG
Metall: „Wenn Herr Brenner […]
gewohnheitsmäßig ein durch und
durch abgestandenes, in der Sache
absolut revolutionäres Programm
gesellschaftlicher Umgestaltung
propagiert, dann kann er sich
nicht über die Entstehung einer
Opposition in den eigenen Reihen
wundern […]“
Sie ist nicht entstanden, diese

rechte Opposition in der IG Me-
tall, und noch weniger kam es zu
der großen Säuberung, die den
Arbeitgebern und den mit absolu-
ter Mehrheit regierenden Konser-
vativen sicher gut gefallen hätte. 
Niemand wird bestreiten, dass

die fortdauernde politische Spal-
tung der Arbeiterbewegung in den
50er Jahren auch unter Gewerk-
schaftern zu erbitterten Auseinan-
dersetzungen geführt hat, aber
vom Ergebnis her betrachtet zählt
doch nicht das mehr oder minder

ausgeprägte Gezerre, sondern die
auch und gerade in diesen Jahren
wachsende Kampffähigkeit. 
Das Jahr 1956 ist eben nicht nur

das Jahr der Wiedereinführung
der allgemeinen Wehrpflicht und
des KPD-Verbots, sondern auch
des Schleswig-Holstein-Streiks für
die Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall und der DGB-Kampagne
für die Fünftagewoche. 
Das waren zwar keine ‚system-

sprengenden‘ Forderungen, aber
sie waren ein Beweis dafür, dass
der vorausgegangene Versuch ei-
ner Spaltung und Lähmung der
deutschen Gewerkschaften in den
Fesseln einer ‚berufsständischen
Ordnung‘ ohne Erfolg geblieben
war. Auch auf dem Höhepunkt
der antikommunistischen Hysterie
in den Tagen der sowjetischen In-
tervention in Ungarn verfing es
nicht, die Funktionäre der IG Me-
tall als ‚Agenten Ulbrichts‘ zu dif-
famieren. 

»man überlässt es dem herr-
schenden Kräfteverhältnis,
die Mitte zu fixieren, nach der
sich das Linkssein bemisst«

Die Praxis der Verdächtigungen
ging gleichwohl bis in die 70er
Jahre hinein weiter, aber auch hier
ist zu beobachten: Die bürgerliche
Ideologie, die durchaus auch mit
Gewalt in das nachfaschistische
Deutschland eingepflanzt wurde,
verliert immer schneller ihre Inte-
grationskraft. Wir stehen heute
vor der neuartigen Situation, dass
der politische Kampf auf beiden
Seiten fast ohne ideologische Un-
terstützung geführt wird.
Auf der Seite der Arbeitnehmer

gibt es nicht einmal auf dem lin-
ken Flügel der politischen Bewe-
gung eine zusammenhängende
Vorstellung von einem gesellschaft-
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Kongress »Tabus der 
bundesdeutschen Geschichte«
Wie SPD und DGB vom Antikapitalismus gesäubert wurden

Ich darf als Gewerkschafter die

erfreuliche Feststellung treffen,

dass es noch immer KollegInnen

gibt, die vom Kapitalismus

wenig oder nichts halten – allen

Bemühungen zum Trotz. Insofern

kann nicht von einer ‚Säuberung‘

gesprochen werden, die den

‚Antikapitalismus‘ mit eisernem

Besen aus den Gewerkschaften

hinausgefegt hätte. 

Die Gewerkschaften sind im
Ergebnis schwerer Niederlagen
der politischen Arbeiterbewegung
zu Trägern eines praktischen ‚Anti-
kapitalismus‘ geworden.
Wenn wir die Jahrzehnte seit

1945 überblicken, so ist ein durch-
aus gegenläufiger Prozess zu er-
kennen. Die Gewerkschaften sind
im Ergebnis schwerer Niederlagen
der politischen Arbeiterbewegung
zu Trägern eines praktischen ‚Anti-
kapitalismus‘ geworden. Sie haben
Tag für Tag, von der Frittenbude
bis zum Automobilwerk, einen
Abwehrkampf zu führen, der ih-
nen überhaupt nicht erlaubt, wirt-
schaftsfriedlichen Illusionen nach-
zuhängen. Jeder weiß: In diesen
Kämpfen gibt es keinen durch-
schlagenden Erfolg. Sie sind schon
jetzt das, was von vielen für die
Zukunft befürchtet wird: ein
„Häuserkampf von Betrieb zu
Betrieb“, von Abteilung zu Abteil-
ung, ja innerhalb der Automobil-
werke von Modell zu Modell. 

»dieser Kampf findet 16 Jahre
nach dem für die deutsche Linke
größtmöglichen Unfall statt«

Dabei wird auch Gelände preisge-
geben. Aber, dass dieser Kampf –
16 Jahre nach dem für die deut-
sche Linke größtmöglichen Unfall
– überhaupt stattfindet, hat etwas
damit zu tun, dass es Männern



lichen Ziel jenseits der heutigen
Verhältnisse. Man ist bestenfalls
‚links‘ und überlässt es dem herr-
schenden Kräfteverhältnis, die
Mitte zu fixieren, nach der sich
dieses Linkssein bemisst. Auf der
Seite des Bürgertums gelingt es
nicht einmal im Wahlkampf, ein
suggestives Bild der angeblichen
‚Herausforderungen‘ zu zeichnen.
Das Kapital hat sich in unglaub-
lich kurzer Zeit daran gewöhnt,
die Welt absolut zu beherrschen,
und es vertraut auf seine Macht,
die allen ideologischen Komfort
überflüssig erscheinen lässt. Man
mutet den Arbeitnehmern fortge-
setzt neue Opfer zu, ohne irgend-
eine Kompensation in Aussicht zu
stellen, es sei denn die befristete
Fortsetzung des Ausbeutungsver-
hältnisses. 

»die unfreiwillige Karriere der
Gewerkschaften zur ‚letzten
Bastion‘ der Arbeiterbewegung«

Die unfreiwillige Karriere der
Gewerkschaften zur ‚letzten Basti-
on‘ der Arbeiterbewegung ist das
Ergebnis eines Phänomens, das
ich die Rechtsverschiebung der So-
zialdemokratie nennen möchte,
ein historisch langfristiger Prozess,
der das ganze 20. Jahrhundert hin-
durch angedauert hat und aus der
Arbeiterpartei, die 1905 den russi-
schen Revolutionären ihre wärm-
ste Sympathie bekundete, eine bür-
gerliche Ersatzgarnitur werden ließ. 
Auch dieser Prozess ist kein

Ergebnis von Säuberungen nach
1945. Er war vielmehr schon um
die Mitte des Jahrhunderts weit
fortgeschritten. Susanne Miller
stellte 1978 fest: „Die Wiederge-
burt der Partei, die ein halbes
Jahrhundert lang stolz darauf war,
auf dem sicheren Fundament des
‚wissenschaftlichen Sozialismus‘ zu
stehen, erfolgte faktisch in einem
theoretischen Vakuum“. 
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Ein solches Vakuum blieb unter
den Bedingungen des Besatzungs-
regimes nicht lange bestehen. Dies
um so weniger, als Deutschland
nach 1945 einen Vorgang erlebte,
der in Europa keine Parallele hat:
Die Spaltung der politischen Ar-
beiterbewegung setzte sich in
Formen des Völkerrechts fort. Aus
Parteiflügeln wurden Staaten. Die
Außenpolitik wurde zur Fortset-
zung der Innenpolitik. Wenn Kurt
Schumacher die Wiederherstel-
lung Deutschlands in den Grenzen
von 1937 verlangt und eine so de-
finierte ‚Wiedervereinigung‘ zum
obersten Ziel der SPD erklärte,
dann war das etwas grundsätzlich
anderes, als die ‚Unversehrtheit
des Reiches‘, für die man im
Ersten Weltkrieg eingetreten war.
Denn ostwärts der Elbe standen
nicht Truppen eines imperialisti-
schen Konkurrenten, sondern die
Rote Armee. Alle Versatzstücke
der alten sozialistischen Program-
matik wogen nichts im Verhältnis
zu dieser ‚außenpolitischen‘ Ent-
scheidung, die in Wirklichkeit
Positionsbestimmung in einem
weltweiten Bürgerkrieg war. 

»man muss sich wundern, dass
es nicht zu heftigeren Gra-
benkämpfen gekommen ist«

Berücksichtigt man diese außen-
politische Aufladung jeder Regung
der inneren Politik, so muss man
sich wundern, dass es nicht zu
heftigeren Grabenkämpfen
gekommen ist. Noch 1949 boten
die Programme von SPD und
DGB nicht wenige Ansatzpunkte

für eine antikapitalistische Politik.
Kredite und Rohstoffe sollten ge-
lenkt, die Grundstoff- und Schlüs-
selindustrien sollten sozialisiert
werden, und die Gewerkschaften
gleichberechtigt an der Selbstver-
waltung der Wirtschaft teilneh-
men. So steht es in den Dürkhei-
mer Punkten der SPD und so
ähnlich auch im Münchner
Grundsatzprogramm des DGB.

»das Zugeständnis der Montan-
mitbestimmung war ein Kom-
pensationsgeschäft im Rahmen
des Krieges«

Geplant und gelenkt wurde frei-
lich allein im Interesse der Kon-
zerne, und das mit durchschlagen-
dem Erfolg, seit der Koreakrieg
1950 eine weltweite Konjunktur
anheizte. Auch das Zugeständnis
der Montanmitbestimmung war
ein Kompensationsgeschäft im
Rahmen dieses Krieges. Als
Böckler 1950 mit Adenauer ver-
handelte, stand über allen Betei-
ligten das Gespenst eines Dritten
Weltkrieges. Adenauer respektier-
te in dieser Lage die gewerk-
schaftliche Bastion. Böckler sagte
seine Loyalität zu, welche Wen-
dung der Kalte Krieg auch immer
nehmen würde.
Schon der Koreakrieg forderte

Millionen Opfer, Indochina folg-
te, Algerien, Vietnam, Afghanis-
tan. Der DGB hat Wort gehalten.
An seiner grundsätzlichen Position
gab es keinen Zweifel. Auch bei
der feindlichen Übernahme der
DDR, diesem endlich wahr gewor-
den Wunschtraum aller Reaktio-
näre, gab es Kritik allein am
Detail. 
Diese Politik von SPD und DGB

ist nicht mit vorangegangenen
Säuberungen zu erklären. Auch
wenn man für eine Skandalchro-
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nik alle die großen und kleinen
Schweinereien zusammensuchen
würde, so käme doch nichts dabei
heraus, was den fluchbeladenen
Namen einer ‚Säuberung‘ verdie-
nen würde. Der vielzitierte Fall
Agartz ist eher ein Beleg als ein
Gegenbeweis. Wenige Ereignisse
in der Geschichte der Gewerk-
schaften sind so gründlich durch-
leuchtet worden, wie der Auftritt
von Viktor Agartz auf dem Frank-
furter Bundeskongress des DGB
im Herbst 1954.  

»der DGB findet zu jenem Geist
und jener Einheit zurück, durch
den der Einbruch des kapitalisti-
schen Kommerz verloren wurde«

Agartz selbst hat schon 1958 unter
dem Pseudonym Hans-Georg Her-
mann eine umfangreiche Autobio-
graphie geliefert, die mit dem Pas-
sus schließt: „Viktor Agartz steht
erst am Anfang der Auseinander-
setzung mit der kapitalistischen
Gesellschaftsmacht. Über seinem
kommenden Werk leuchtet fortan
das erste Wort aus dem Karls-
ruher Freispruchurteil wie ein
Menetekel auf: ‚Im Namen des
Volkes‘.“ Dort wird auch der Auf-
tritt in Frankfurt geschildert.
Agartz über seine dreistündige
Rede: „Das Dokument des gesam-
ten gewerkschaftspolitischen Wil-
lens wird für Viktor Agartz ein
Triumph ohnegleichen. Matthias
Föcher spricht emphatisch von
einer ‚glasklaren Analyse der öko-
nomischen Situation Westdeutsch-
lands‘. Die Delegierten lassen die
Gefühle und Gedanken, die der
Chefideologe bei den Bedrängten
und Hoffenden erzeugt, im endlo-
sen Beifall verströmen […] Der
DGB findet in einer einzigen
Stunde durch eine einzige Persön-
lichkeit zu jenem Geist und jener
Einheit zurück, die alle Parteien
durch den Einbruch des kapitali-
stischen Kommerz verloren
haben.“ 
Die Delegierten bringen ihm in

der Tat Ovationen dar. Zahlreiche
Diskussionsredner unterstreichen
seine Ausführungen. Eine Stim-

mung entsteht, in der jede scharfe
Kritik als Sakrileg aufgefasst wor-
den wäre. Der stellvertretende
DGB-Vorsitzende, der tatsächlich
nicht von Glas, sondern sogar von
‚Kristall‘ gesprochen hatte, gehört
selbst der christlich-sozialen Kolle-
genschaft an.
Für den Jesuiten Oswald von

Nell-Breuning, den maßgebenden
Interpreten der katholischen So-
ziallehre, ist das der letzte Anstoß,
Agartz frontal anzugreifen. Nell-
Breuning hatte bis dahin erfolglos
für eine ‚berufsständische Ord-
nung‘ geworben und suchte nun
die Koalition mit der rechten
Sozialdemokratie. Noch im Voll-
gefühl seines Auftritts beauftragt
Agartz einen Mitarbeiter des von
ihm geleiteten Wirtschaftswissen-
schaftlichen Instituts des DGB,
eine Broschüre zu schreiben, die
Nell-Breuning mit eigenen Positio-
nen aus früheren Jahren konfron-
tiert. Nell-Breuning droht nun mit
der Spaltung des DGB, was ange-
sichts des politischen Kräftever-
hältnisses keine leere Rhetorik ist,
und um so mehr Aufsehen erregt,
als er bis dahin solche Überlegun-
gen im katholischen Lager stets
abgelehnt hatte. 

»Agartz Sturz ist ein Beispiel für
die zwiespältige Funktion von
Ideologie und Rhetorik in der
gewerkschaftlichen Praxis«

Ohne Zögern distanziert sich der
DGB von der Broschüre, schickt
Agartz in Urlaub, entlässt ihn
schließlich im Dezember 1955.
Nell-Breuning hatte sich schon im
März über den Erfolg seiner in
München gehaltenen Brandrede
gegen Agartz gefreut: „Die Rede
hat offenbar gut eingeschlagen: in
‚kirchlichen‘ und Unternehmer-
kreisen hat sie mich ‚rehabilitiert‘;
die Gewerkschaften haben sich
selbst geehrt durch die Art, wie sie
sie aufgenommen haben.“ 

Wie konnte es Nell-Breuning mit
seiner Ehre vereinbaren, einen
längst entmachteten Gegner öf-
fentlich ‚auszuschalten‘, um sich
selbst interner Kritik zu entziehen
und bei den Arbeitgebern Punkte
zu sammeln? Ich fürchte, diese
Frage wird ihm wenig Kopf-
schmerzen bereitet haben. 
1957 wird Agartz verhaftet. Ein

Landesverratsprozess endet noch
im gleichen Jahr mit Freispruch.
1964 stirbt er. Sein Sturz ist nicht
das Fanal für eine umfassende
‚Säuberung‘, sondern ein Beispiel
für die höchst zwiespältige Funk-
tion von Ideologie und Rhetorik
in der gewerkschaftlichen Praxis.
Werner Petschik hat 1970 ge-
schrieben: „Eine marxistische Ana-
lyse wird keinen Augenblick ver-
gessen, dass hinter dem Wort-
radikalismus von Forderungen
und Aussagen bestimmter Füh-
rungskräfte des DGB die Absicht
steckt, Dampf abzulassen, an
Strömungen und Stimmungen in
der Mitgliedschaft einen gewissen
Tribut zu entrichten.“ 
Man muss nicht unbedingt

Marxist sein, um auf diesen
Gedanken zu kommen. Im Herbst
1954 entrichtete eine verunsicher-
te DGB-Führung den Tribut nicht
selbst, sondern ließ ihn entrich-
ten. Die bleibende Tragik des Vor-
gangs besteht darin, dass der
‚Chefideologe‘ zu bewegen glaub-
te und doch nur selbst bewegt
wurde. Als Redner war er im Rah-
men der Kongressregie nützlich
gewesen, als Bauernopfer im gros-
sen Spiel noch viel nützlicher. 
Die SPD der ersten Nachkriegs-

jahre begründete die sozialisti-
schen Elemente ihres Programms
mit der Überzeugung, der Wieder-
aufbau eines so tiefgreifend zer-
störten Landes könne nicht nach
kapitalistischen Grundsätzen er-
folgen. Eine solche Politik müsse
zwangsläufig scheitern. Wir wissen
heute, dass dies ein fundamentaler
Irrtum war.
Die Kommunisten setzten auf

die werbende Kraft des sozialisti-
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der sowjetischen Besatzungszone.“
Die Formulierungen klingen nach
antisowjetischer Propaganda und
waren von dieser in allen Tonla-
gen begleitet, im Kern aber wurden
sie gestützt durch das, was Millio-
nen Gefangene selbst erlebten.
Der bizarre Kult um die Person

Stalins ließ die sozialistische So-
wjetunion vollends als eine ferne,
exotische Welt erscheinen, die
man fürchtete, vielleicht auch be-
wunderte, in der man aber nicht
hätte leben wollen. Oskar Negt
hat in einer kleinen Broschüre aus
dem Jahr 1998 geschrieben: „Da
die Linke kein Verhältnis zur
Geschichte, auch nicht zu ihrer
eigenen Geschichte hat, nimmt sie
teil an jenem psychologischen
Mechanismus, den Alexander und
Margarethe Mitscherlich als Unfä-
higkeit zu trauern bezeichneten.
Wer über Verluste, die er erlitten
hat, nicht trauern kann, hat auch
keine Kraft zur Utopie.“ 
Ist es nicht erschreckend, wie

wenig wir heute trauern, über das,
was 1989, was 1991 zerbrochen
ist? Wie gut wir schweigen kön-
nen, obwohl uns keine Säuberung
droht? Wie lange wir blind waren,
als die Konterrevolution sich
schon in die höchsten Ämter hin-
aufgearbeitet hatte? Nun könnte
man auch das Ringen um
Geschichte und Geschichtsschrei-
bung in der Arbeiterbewegung als
einen skandalösen Prozess des
Verweigerns, des Zurückdrängens
und endlich der Vernachlässigung
beschreiben. Aber ist nicht, trotz
der verweigerten Neuauflage hier
und dem gestoppten Projekt dort,
seit den 70er Jahren unendlich viel
über die Geschichte der Arbeiter-
bewegung geredet und geschrie-
ben worden? 
Das Lernen aus der Geschichte,

das in den späten 70er Jahren be-
gann, hat doch nicht aufgehört,
weil es einigen Kollegen nicht
gefallen hat, und die Presse Alarm
schlug. Es ist weitergegangen und
hat in beharrlicher Arbeit dem

Prozess gewerkschaftlicher Be-
wusstseinsbildung reiches Material
zugeführt. 

»niemand ist daran gehindert
worden, die Dokumente zur
Geschichte der Arbeiterbewe-
gung aufmerksam und kritisch
zu studieren«

Niemand ist in den 80er und 90er
Jahren daran gehindert worden,
diese Dokumente zur Geschichte
der Arbeiterbewegung aufmerk-
sam und kritisch zu studieren. Für
das Ergebnis des Lernens war und
ist freilich jeder selbst verantwort-
lich. Auch hier gibt es ‚Risiken
und Nebenwirkungen‘. Ich zitiere
noch einmal das Büchlein von
Oskar Negt aus dem Jahr 1998:
„Ich kann weder für die Partei ins-
gesamt noch für den Kanzlerkan-
didaten, den Partei- und Fraktions-
vorsitzenden, also konkret ge-
sprochen für Gerhard Schröder,
Oskar Lafontaine, Rudolf Schar-
ping, Gewissheiten vermitteln.
Aber was ich öffentlich von den
dreien wahrnehme und was ich
persönlich von ihnen weiß, bildet
eine solide und aussichtsreiche
Grundlage für eine neue Reform-
periode.“ 

»die lebendige Bewegung ist
über alle Skandale und
Kampagnen hinweggegangen«

Das ist nun auch vorbei. Wir
haben auf diesem Kongress vieles
gehört, was einen zweifeln und
verzweifeln lassen könnte. Aber
die lebendige Bewegung ist über
alle Skandale und Kampagnen hin-
weggegangen. Mag mancher irre
daran geworden sein. Wir Ge-
werkschafter haben die Erfahrung
daraus mitgenommen, dass nie-
mand uns kleinkriegen kann, nicht
einmal wir selbst.

PETER SCHERER

schen Beispiels. Viktor Agartz
nannte das in seinem Ablehnungs-
katalog von 1946 weniger liebevoll
„zentralisierten Staatskapitalismus
in Form der marktlosen Wirt-
schaft“. Wir wissen heute, dass
allein die Existenz der sozialisti-
schen Länder und insbesondere
der DDR in jeder Tarifrunde
einen gewissen Zuschlag bedingte,
eine Art antisozialistischer Versi-
cherungsprämie, die das Kapital
zu zahlen bereit war. Der Sozialis-
mus selbst ist durch diese, in der
Zeit selbst kaum wahrgenommene
Nebenwirkung für die meisten
Arbeitnehmer nicht attraktiver
geworden. Im Gegenteil: Je höher
sie ihr Lebensniveau anheben
konnten, um so armseliger erschi-
en ihnen das Leben in Mittel- und
Osteuropa. 

»eines der wesentlichen Merk-
male der Stalin-Diktatur war ein
ausuferndes System der Zwangs-
arbeit«

Wer die Formierung der bundes-
deutschen Gesellschaft auf der Ba-
sis des Antikommunismus verste-
hen will, der darf nicht außer Acht
lassen, dass die spätestens 1929
einsetzende Deformation der sow-
jetischen Gesellschaft im Deutsch-
land der Nachkriegszeit nicht etwa
als akademisches Thema wahrge-
nommen wurde, sondern als prä-
gendes, ja traumatisches Erlebnis.
Eines der wesentlichen Merk-

male der Stalin-Diktatur war ein
ausuferndes System der Zwangs-
arbeit. Teil dieser Arbeitsheere
waren die deutschen Kriegsgefan-
genen. Unter Punkt 14 des Dürk-
heimer Katalogs stellte sich die
SPD 1949 die Aufgabe: „Uner-
müdlicher Appell an die morali-
schen Kräfte der Welt für die
Freilassung der Kriegsgefangenen
und Frauen. Rückführung der Ver-
schleppten. Kampf gegen die
Sklavenarbeit in jeder Form und
gegen die Konzentrationslager in



Kein Reformvorhaben hat die öf-
fentliche Debatte dermaßen auf-
wallen lassen wie die vier „Gesetze
für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt“, populär auch als
„Hartz-Gesetze“ tituliert. Die Be-
fürworter werten sie als Symbol,
dass die Politik doch noch die
Kraft zu Richtung weisenden Re-
formen findet. Endlich werde der
Abschied von einer als nicht finan-
zierbar angesehenen Arbeitsmarkt-
politik eingeleitet. Weitere Schritte
in diese Richtung müssten jedoch
folgen, um die Beschäftigungs-
misere beheben zu können. Das
Arbeitslosengeld gilt immer noch
als marktwidrig hoch. Dadurch
würden Anreize fehlen, Tätigkei-
ten im Niedriglohnsektor anzu-
nehmen. Gänzlich anderer Auffas-
sung sind die Gegner der Hartz-
Reformen. Sie sehen hierin den
beginnenden Abschied vom So-
zialstaatsprinzip. Dem Staat wer-
fen sie vor, dass er den Arbeit-
suchenden mehr Eigenverant-
wortung abverlange und sich aus
seiner beschäftigungspolitischen
Verantwortung zurückziehe, an-
statt die Arbeitsmarktprobleme
mit einer offensiven Beschäfti-
gungspolitik anzugehen. 

»Prinzipien der Eigenverantwor-
tung, des Fordern und Förderns
und der Ausbau flexibler Be-
schäftigungsverhältnisse«

Konzeptionell vollziehen die
Hartz-Gesetze einen Wandel von
der aktiven zur aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik. Dieser Ansatz
setzt verstärkt auf die Prinzipien
der Eigenverantwortung, des For-
dern und Förderns sowie den
Ausbau flexibler bzw. atypischer
Beschäftigungsverhältnisse. Aktive
Instrumente wie die Förderung
der beruflichen Weiterbildung

oder Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men werden dagegen zurückge-
schraubt. Instrumentell handelt es
sich um ein äußerst komplexes
Reformwerk. Hierzu gehören der
organisatorische Umbau der ehe-
maligen Bundesanstalt zu einer
modernen Dienstleistungseinrich-
tung als Bundesagentur, die neue
Steuerungsphilosophie des For-
derns und Förderns, die Auswei-
tung atypischer Beschäftigung, die
Einschnitte in das Leistungsrecht
sowie die Reform und gleichzeiti-
ge Reduzierung aktiver Arbeits-
marktpolitik. 

»Arbeitsmarkt- und sozialpoli-
tisch bedenklich ist die Förde-
rung atypischer Beschäftigung«

Zweifellos sind einzelne Elemente
und Prinzipien der Hartz-Reform
arbeitsmarktpolitisch positiv zu
bewerten. Problematisch erscheint
jedoch, wie das neue Leitbild der
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik
mit seinen Kernelementen der ver-
mehrten Eigenverantwortung so-
wie dem Prinzip des Forderns und
Förderns umgesetzt wird. Arbeits-
markt- und sozialpolitisch bedenk-
lich ist die Förderung atypischer
Beschäftigung. 
Die Weichen für den Wandel

von der aktiven zur aktivierenden
Arbeitsmarktpolitik hatte zwar
bereits 1997 der Wechsel des Ar-
beitsförderungsgesetzes zum So-
zialgesetzbuch III gestellt. Aber
erst die Hartz-Gesetze setzen die
Grundidee der aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik, die auf dem
Konzept des aktivierenden Sozial-
staates fußt, auch instrumentell
um. Sah das Arbeitsförderungs-
gesetz, die seit 1969 geltende
rechtlich-normative Grundlage der
Arbeitsmarktpolitik, noch die Her-
stellung eines hohen Beschäfti-
gungsstandes und die Vermeidung
hoher Arbeitslosigkeit als alleinige
Aufgabe öffentlicher Politik an, so

werden nun die Arbeitsuchenden
bei der Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit verstärkt in die Pflicht
genommen. Die Grundidee ist,
durch staatliche Maßnahmen die
Handlungsautonomie der Betrof-
fenen zu vergrößern, ihre ‚Markt-
fähigkeit‘ zu stärken – und zwar
hinsichtlich ihrer erforderlichen
kognitiven Fähigkeiten sowie ihrer
Motivation. Der aktivierende Staat
tritt den Individuen fordernd und
fördernd gegenüber. 
Um den Forderungen gegenüber

den Arbeitsuchenden Nachdruck
zu verleihen, haben die Hartz-Ge-
setze das bestehende Arsenal an
sozialen Sanktionen weiter be-
stückt: Sie verkürzten die Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes von
max. 32 auf max. 12 bzw. 18
Monate für Arbeitslose ab 55
Jahre, verschärften die Zumutbar-
keit, kehrten die Beweispflicht un-
zumutbarer Beschäftigung zu Las-
ten der Beschäftigten um,
schafften die vom Einkommen
abhängige Arbeitslosenhilfe ab
und legten sie mit der niedrigeren,
auf dem Bedürftigkeitsprinzip ba-
sierenden Sozialhilfe zum Arbeits-
losengeld II zusammen. Auch die
Förderaktivitäten wurden ausge-
baut: Erwerbsfähige Sozialhilfe-
empfänger werden in die Leistun-
gen der Arbeitsmarktpolitik ein-
bezogen, Eingliederungspläne und
verstärkte Vermittlungsaktivitäten
sollen die Suchzeiten verkürzen,
neue Instrumente wie Mini- und
Midi-Jobs, (Für Arbeitnehmer sind
die Mini-Jobs abgabenfrei, der
Arbeitgeber hat 23% des Arbeits-
entgelts als Beitrag an die Renten-
(12%) und Krankenversicherung
(11%) sowie 2% Lohnsteuer zu
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zahlen. Bei den Midi-Jobs zahlen
die Arbeitnehmer einen gestaffel-
ten Beitrag zu den Sozialversiche-
rungen, der bei 800 Euro den voll-
en Satz von 21% erreicht. Ar-
beitgeber zahlen die üblichen
Anteile an den Beiträgen).
Arbeitsgelegenheiten gegen Mehr-
aufwandsentschädigung (Ein-Euro-
Jobs), (Nach § 16 Abs. 3 SGB II
können für erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige, die keine Arbeit finden,
Arbeitsgelegenheiten geschaffen
werden, die im öffentlichen Inte-
resse liegen und zusätzlich sein
müssen. Hierbei handelt es sich
nicht um Arbeitsverhältnisse im
Sinne des Arbeitsrechts. Für die
Tätigkeiten wird (ohne Anrech-
nung auf das Arbeitslosengeld II)
eine Entschädigung von 1 bis 2
Euro pro Stunde geleistet.) Leih-
arbeit im Rahmen der Personal-
service-Agenturen (PSA) sowie E-
xistenzgründungszuschüsse (Ich-
AG) sollen in neue Beschäftigung
führen. (Existenzgründer erhalten
einen degressiv gestaffelten Zu-
schuss für max. drei Jahre, wenn
ihr Jahreseinkommen 25 000 Euro
nicht übersteigt.)

»die intensivere Betreuung
lässt eine gezieltere Vermittlung
erwarten«

Zu den zweifellos positiven
Elementen des Förderns gehören
die intensivierten Beratungs- und
Vermittlungsaktivitäten. Zwar ent-
spricht das derzeitige Verhältnis
von Beratern bzw. Fallmanagern
und zu betreuenden Arbeitsuchen-
den noch nicht der angestrebten
Relation von eins zu 75 bis 150
statt bisher eins zu 350 bis 800.
Grundsätzlich lässt die intensivere
Betreuung aber eine gezieltere
Vermittlung erwarten. Hierzu
dürften auch die zwischen Fall-
manager und Arbeitslosen zu tref-
fenden Eingliederungsvereinba-
rungen beitragen. Sie legen
Schritte fest, mit denen die Inte-
gration in den Arbeitsmarkt geför-
dert werden soll. Grundlage hier-
für bildet eine Eignungsfest-
stellung (Profiling), bei der die
Merkmale und Fähigkeiten der
Arbeitslosen erfasst werden. 
Diese Aktivierungsbemühungen

werden die bislang bescheidene
Rolle der BA bei der gesamten Ar-
beitsvermittlung stärken, die Be-
setzung offener Stellen beschleuni-
gen und Mismatch verringern.

»verkürzte Vakanzzeiten ändern
aber kaum etwas an dem
defizitären Angebot an offenen
Stellen«

Erste positive Wirkungen zeichnen
sich ab. In 2004 ist die durch-
schnittliche Vakanzzeit, die Zeit,
in der ein Arbeitsplatz zu besetzen
war, deutlich um 12 auf 39 Tage
gesunken. Dieser Effekt dürfte
neben der verschlechterten Ar-
beitsmarktlage auch den intensi-
vierten Vermittlungsaktivitäten
zuzuschreiben sein. Verkürzte Va-
kanzzeiten ändern aber kaum
etwas an dem defizitären Angebot
an offenen Stellen. Im Oktober
2005 kamen auf eine offene Stelle
etwa 10 Arbeitslose, in Ost-
deutschland sogar etwa 14. 
Dem generellen Arbeitsplatzdefi-

zit versucht die Strategie des
Forderns auf zweierlei Weise zu
begegnen. Verschärfte Sanktionen
und verschlechterte soziale Lei-
stungen sollen entweder bisherige
Leistungsempfänger mit nur gerin-
ger Erwerbsneigung zu einem
Rückzug vom Arbeitsmarkt bewe-
gen (‚Bestandsbereinigung‘) oder
den Weg in den Niedriglohnsek-
tor ebnen. Zweifel sind ange-
bracht, ob es angesichts der sich
abzeichnenden Trends am Arbeits-
markt (alterndes und schrumpfen-
des Erwerbspersonenpotential bei
gleichzeitig steigenden Qualifika-
tionsanforderungen) eine proble-
madäquate Politik ist, ohnehin be-
stehende Verdrängungs- und De-
qualifizierungsprozesse zu intensi-
vieren, den Sektor für gering
Qualifizierte auszubauen und
gleichzeitig die Weiterbildungsför-
derung drastisch zu beschneiden.
Fachkräftemangel wird dadurch
vorprogrammiert. Sobald die Ar-
beitskräftenachfrage konjunkturell
wieder anspringt, wird er virulent
werden.

Mit sozialen Problemen ist bei
der Umsetzung des Prinzips der
vermehrten Eigenverantwortung
zu rechnen. Dieses Leitbild liegt
mittlerweile nahezu sämtlichen
sozial- und bildungspolitischen
Reformansätzen zugrunde. Zu
befürchten ist allerdings, dass
gerade die Problemgruppen des
Arbeitsmarktes, die gering Qualifi-
zierten oder die atypisch Beschäf-
tigten, sowohl in ihren finanziellen
Ressourcen als auch Handlungs-
kompetenzen überfordert werden.
So lassen die Anspruchskriterien
beim Arbeitslosengeld II nur ver-
gleichsweise bescheidene Vermö-
gensfreibeträge (ca. 13 000 Euro)
zu. Wie aber sollen Beschäftigte
zukünftig verstärkt Eigenvorsorge
für die Altersvorsorge betreiben
können, wenn sie bei längerer Ar-
beitslosigkeit gezwungen sind,
zunächst die Ersparnisse bis auf
eine Restgröße aufzubrauchen,
bevor sie Transferleistungen erhal-
ten? Das Risiko der Altersarmut
wächst. Verstärkt wird es durch
die mit den Hartz-Gesetzen inten-
sivierte Förderung geringfügiger
Beschäftigung sowie des Niedrig-
lohnbereichs. Die wachsenden
Gruppen der Geringverdiener,
Langzeitarbeitslosen oder Beschäf-
tigten mit unsteten Erwerbsbio-
grafien und hohen Beschäftigungs-
risiken werden kaum Eigenvor-
sorge treffen können. Sie sind viel-
mehr in steigendem Maße auf
sozialstaatliche Leistungen ange-
wiesen. 

»Langzeitarbeitslosen und
gering Qualifizierten dürften
schlichtweg überfordert sein«

Vermehrte Eigenverantwortung
setzt bei den Adressaten neben
finanziellen Ressourcen außerdem
Marktkompetenz und die Fähig-
keit zu autonomen Handeln vor-
aus. Gemeint ist die Fähigkeit,
Informationen zu beschaffen und
bewerten sowie mit Anbietern
(z. B. im Weiterbildungsbereich)
verhandeln zu können. Gerade
diese Fähigkeiten dürften bei
Adressatengruppen mit schwacher
Marktposition, wie Langzeitar-
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Bei den Koalitionsverhandlungen

zur Bildung einer großen Koali-

tion in Berlin stand das wichtigste

Thema nicht einmal auf der

Tagesordnung. Die ordnungspoli-

tische Frage nach der überfälli-

gen Einführung einer Wirtschafts-

demokratie in Deutschland

wurde deshalb auch nicht ge-

stellt. Dabei hat der Begriff

Wirtschaftsdemokratie eine

lange Tradition. Erste Forderun-

gen nach einer demokratisierten

Wirtschaft wurden schon gegen

Ende des 19. Jahrhunderts in der

sozialistisch orientierten Arbei-

terbewegung im Kontext einer

‚politökonomischen Kategorie‘,

wie die Historikerin Ulla Plener

betont, „als ein Gebot sozialer

Gerechtigkeit verstanden und

gefordert“. 

Im Wesentlichen geht es um drei
Aspekte: (1) Um ethische Belange
in der Ökonomie, um Freiheit der
Individuen und einer Zurückdrän-
gung von entwürdigenden ökono-
mischen Abhängigkeiten. (2) Geht
es um den begründeten Anspruch
einer Partizipation der abhängig
Beschäftigten als Teilhabe des von
den Lohnarbeitenden geschaffe-
nen Überschussproduktes und um
Teilnahme an den Entscheidungs-
prozessen in Betrieb und Wirt-
schaft. (3) Besteht für den demo-
kratisch verfassten Staat die
Verpflichtung, suboptimale und
ungerechte Marktergebnisse durch
staatliche Wirtschaftspolitik zum
Vorteil für die Mehrheit der
Staatsbürger zu berichtigen.
In der ökonomischen Wissen-

schaft sind vier herausragende
Vertreter zu nennen, die sich mit
der Konzeptionierung einer De-
mokratisierung der Wirtschaft aus-

beitslosen, gering Qualifizierten
und in Teilbereichen auch bei
Ausländern allenfalls rudimentär
vorhanden sein. Sie dürften
schlichtweg überfordert sein, falls
nicht umfassende, inhaltlich weit
über die bloße Arbeitsvermittlung
hinausgehende Information und
Beratung erfolgen. Ansonsten
läuft Arbeitsmarktpolitik auf
Bestenauslese hinaus. 

»die beschäftigungspolischen
Erwartungen waren von Beginn
an weit überzogen«

Auch die zweite beschäftigungspo-
litische Säule der Hartz-Gesetze,
die Förderung atypischer Beschäf-
tigung (Mini-/Midijobs, 1-Euro-
Jobs, Ich-AG, Leiharbeit im Rah-
men von PSA) trägt nicht. Die
beschäftigungspolischen Erwar-
tungen waren von Beginn an weit
überzogen. Allein die Leiharbeit
im Rahmen der PSA sollte inner-
halb von drei Jahren bis zu
500 000 Arbeitslose übernehmen.
Mit zuletzt (Mitte 2005) gut
17 000 Leiharbeitnehmern hatten
die PSA jedoch nur einen Bruch-
teil der Erwartungen erfüllen kön-
nen. Andere atypische Beschäfti-
gungsformen weisen dagegen
zwar beachtliche Zuwächse auf. So
haben die Minijobs zwischen 2003
und 2005 (jeweils Juni) um 0,9
Mio. zugelegt, die 1-Euro-Jobs seit
Jahresbeginn 2005 um über
200 000. Nahezu spiegelbildlich ist
jedoch die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten ge-
schrumpft. Starke Indizien spre-
chen dafür, dass ein Gutteil dieser
Entwicklung auf Substitutions-
bzw. Verdrängungseffekte zurück-
zuführen ist. Besonders ausge-
prägt fällt die gegenläufige Ent-
wicklung von versicherungspflich-
tiger und geringfügiger Beschäfti-
gung in den traditionellen Hoch-
burgen geringfügiger Beschäftigung
aus, in den Bereichen Gastgewer-
be, Handel sowie Verkehr und
Nachrichtenübermittlung.  
Weiter relativiert wird der ar-

beitsmarktpolitische Effekt der ge-
ringfügigen Beschäftigung dadurch,
dass der kräftige Zuwachs dieser

Beschäftigungsform zu fast 60%
auf das Konto von geringfügig
Nebenerwerbstätigen geht. Sie
zahlen für diese Tätigkeit keine
Beiträge zur Sozialversicherung, da
sie bereits im Rahmen ihrer
Hauptbeschäftigung sozialversi-
chert sind. Dieser Sachverhalt
trifft auch auf die Gruppe der
Schüler, Studenten und Rentner
zu, die ebenfalls vermehrt Mini-
jobs übernehmen. Die zusätzliche
Beschäftigung dieser Personen-
gruppen reduziert nicht die Zahl
der registrierten Arbeitslosen. 
Diese Umschichtungs- und Ver-

drängungsprozesse schmälern
nicht nur die Arbeitsmarktbilanz.
Sie beeinträchtigen auch die
Bilanzen bei den Sozialversicher-
ungen. In dem Maße, wie speziell
Mini- und Midi-Jobs sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung
ersetzen, entgehen den Sozialver-
sicherungen Einnahmen. Die Ren-
ten- und die Krankenversicherun-
gen erhalten nicht den vollen
Beitragssatz, obwohl Anspruch auf
volle Leistungen bei der Kranken-
versicherung besteht. Die Arbeits-
losenversicherung geht bei den
Mini-Jobs sogar leer aus. Aber
auch die Ausgabenseite der Sozial-
versicherungen leidet. Werden die
zusätzlichen Mini- und Midi-Jobs
als Nebentätigkeiten oder von pri-
mär nicht erwerbstätigen Personen
ausgeübt, bleibt die Zahl der regi-
strierten Arbeitslosen unverändert.
Entlastungen auf der Ausgabensei-
te der öffentlichen Haushalte blei-
ben aus, während gleichzeitig die
Einnahmeseite geschwächt wird.
Halten diese Prozesse an, sind
steigende Beiträge bei den Sozial-
versicherungen vorprogrammiert.
So gehen Entlastungen bei der Ar-
beitsmarktpolitik auf Kosten der
Sozialversicherung. Was ist gewon-
nen? Aus den mit den Hartz-Ge-
setzen selbst gelegten sozial- und
arbeitsmarktpolitischen Fallstric-
ken wird sich die Politik nur be-
freien können, wenn sie sich end-
lich für eine offensive makro-
ökonomische Steuerung entschei-
den könnte.

HARTMUT SEIFERT
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einandergesetzt haben. Da war zu-
nächst Fritz Naphtali, der 1928 im
Auftrag des ‚Allgemeinen Deut-
schen Gewerkschaftsbundes‘
(ADGB) eine umfassende gesamt-
und einzelwirtschaftlich angelegte
Konzeption für eine Wirtschafts-
demokratie entwickelt hat. Nach
dem Zweiten Weltkrieg folgten
1966 Oswald von Nell-Breuning
und 1978 Fritz Vilmar und Karl-
Otto Sattler. Als vierter Vertreter
in dieser Reihe ist Ota Sik mit sei-
ner Konzeption einer ‚Humanen
Wirtschaftsdemokratie‘, eines
‚Dritten Weges‘ zwischen auto-
ritärem (zentralplanerischem) So-
zialismus und einem zügellosen
Kapitalismus zu nennen. 

»allen Konzeptionen ist die ein-
zel- als auch die gesamtwirt-
schaftliche Ebene in Form eines
ganzheitlichen Ansatzes wichtig«

Allen Konzeptionen ist mehr oder
weniger sowohl die einzel- als
auch die gesamtwirtschaftliche
Ebene in Form eines ganzheitli-
chen Ansatzes wichtig. Das heißt,
eine Wirtschaftsdemokratie um-
fasst „alle ökonomischen Struktu-
ren und Verfahren, durch die an
die Stelle autokratischer Entschei-
dungen demokratische treten, die
durch die Partizipation der ökono-
misch Betroffenen und/oder des
demokratischen Staates legitimiert
sind“ (Fritz Vilmar). Diese politö-
konomische Axiomatik ist aber
realiter bis heute in Deutschland
nicht einmal in Ansätzen realisiert.
Es gibt insgesamt unter dem not-
wendigen Gesichtspunkt von De-
mokratisierung und Mitbestim-
mung in der Wirtschaft einen
enorm hohen Nachholbedarf. Bis
heute liegt in der bundesdeut-
schen Gesellschaft eine tiefe Di-
chotomie zwischen dem gesell-
schaftlich-politischen Bereich auf

der einen und der Wirtschaft auf
der anderen Seite vor. „Die
Demokratisierung der Wirtschaft
im Mikro-, ebenso wie im Makro-
bereich, stellt, so Rudolf Hickel,
die wichtigste gesellschaftspoliti-
sche Aufgabe der Gegenwart, aber
vor allem auch der Zukunft dar.
Denn erst mit der Demokratisie-
rung der Wirtschaft werden die ge-
sellschaftsstrukturierenden Macht-
zentren zurückgedrängt und einer
direkten Planung und Kontrolle
unterzogen. Gleichzeitig wird da-
mit auch eine für die herrschende
Staatsauffassung typische Dicho-
tomie überwunden. Während das
System der parlamentarischen De-
mokratie von der Idee lebt, es rei-
che aus, die politischen Strukturen
eines Landes zu demokratisieren,
fordert eine radikale – d. h. eine
an den gesellschaftlichen Wurzeln
ansetzende – Demokratisierung
auch und eben die Einbeziehung
der Wirtschaft.“ Dennoch stoßen
unnachgiebig bis heute die parla-
mentarisch demokratischen Struk-
turen – in einem Bundes- und So-
zialstaat föderal angelegt – auf
eine weitgehend autokratisch (pa-
ternalistische) Führungs- und Herr-
schaftsstruktur in der Wirtschaft.
Dies gilt insbesondere für die mit-
telständische Wirtschaft, wo noch
weitgehend der feudale ‚Herr-im-
Hause-Standpunkt‘ gepflegt wird.

»jede Diskussion um eine
Wirtschaftsdemokratie im Keim
erstickt«

Die wesentliche Ursache liegt in
hochkonzentrierten Eigentums-
strukturen und einer daraus fol-
genden unternehmerischen Dispo-
sitionsfreiheit begründet, die ein
uneingeschränktes ‚Investitions-
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schaftsdemokratie 
Wirtschaftsmacht

monopol der Kapitaleigner‘ (Erich
Preiser) impliziert. Die Kapital-
eigentümer müssten zur Grün-
dung und zum Ausbau ihrer
Unternehmen Kapitalrisiken auf
sich nehmen und sollten daher
auch die alleinige Kontrolle und
das Sagen haben. Mit dieser
Ideologie, und die daraus abgelei-
tete und gerechtfertigte uneinge-
schränkte Herrschaftsausübung
des Kapitals, wurde, und wird bis
heute, jede Diskussion um eine
Wirtschaftsdemokratie im Keim
erstickt. 
Die Gewerkschaften hielten

dagegen: Otto Brenner, langjähri-
ger Vorsitzender der IG Metall,
konkretisierte und begründete
1961 aus Sicht der Gewerkschaf-
ten noch einmal die Forderung
nach einer Wirtschaftsdemokratie. 

»Mitbestimmung der arbeiten-
den Menschen über die Ver-
wendung ihrer Arbeitskraft und
der ausschließlich von ihnen
geschaffenen Werte«

„Der Gedanke der Mitbestim-
mung bedeutet im Grunde nichts
anderes als eine Ausprägung der
gewerkschaftlichen Idee der Frei-
heit. Freiheit ist für uns nicht nur
ein politischer Begriff, sondern
vor allem auch eine soziale Kate-
gorie. Wir wissen, dass die Frei-
heit des Menschen außerhalb sei-
nes Arbeitslebens nicht vollständig
und gesichert ist, solange der
Mensch in seinem Arbeitsleben
der Herrschaft anderer unterwor-
fen bleibt. Die Demokratisierung
des öffentlichen Lebens, das freie
Wahl-, Versammlungs-, Rede- und
Presserecht bedarf der Ergänzung
durch die Demokratisierung der
Wirtschaft, durch Mitbestimmung
der arbeitenden Menschen über
die Verwendung ihrer Arbeitskraft
und der ausschließlich von ihnen
geschaffenen Werte.“
Diese arbeitswerttheoretische Ab-

leitung von Brenner für eine Wirt-
schaftsdemokratie ist zu betonen,
weil sie die entscheidende Begrün-
dung liefert. Erstens gilt hier fol-
gendes: Nur die lebendige Arbeit
in Verbindung mit der Natur ist in 
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allen Dingen große Unternehmen
und Konzerne, keine Privatangele-
genheiten von Privatpersonen für
Privatpersonen sind, sondern ge-
sellschaftliche Einrichtungen, die
großen Einfluss auf das Leben von
vielen Menschen haben, in denen
eben wegen dieses Einflusses
demokratische Verhältnisse herr-
schen müssen. Und hier kommt
noch etwas ganz entscheidendes
hinzu: Die einseitig ohne Arbeiter-
nehmerpartizipation vom Kapital
vollzogenen Investitionen in Tech-
nik, Organisation und Märkte,
wirken eben nicht womöglich nur
negativ auf das Kapital selbst zu-
rück, sondern treffen mit einem
persönlichen Risiko den abhängig
Beschäftigten viel mehr. Er verliert
seine Arbeit und einzige Repro-
duktionsbasis, was insbesondere
unter Bedingungen von Massenar-
beitslosigkeit, wie Oskar Negt
betont, „ein kapitalistischer Ge-
waltakt ist, ein Anschlag auf die
körperliche und seelisch-geistige
Integrität der davon betroffenen
Menschen.“ Sächliche Produk-
tionsmittel und die unternehmeri-
sche Freiheit sind verfassungs-
rechtlich durch das Eigentum
mehr geschützt als die menschli-
che (lebendige) Arbeit. Diese
Asymmetrie ist inakzeptabel.

»die maschinelle Ausstattung
eines Unternehmens ist al-
lenfalls ein Museum oder eine
Ausstellung«

Drittens gilt als Begründung für
eine Wirtschaftsdemokratie: Ohne
Beschäftigte gibt es überhaupt
keine Unternehmen. Selbst dieser
triviale Tatbestand ist intellektuell
abhanden gekommen. Nur der
Unternehmer ohne abhängig Be-
schäftigte ist zwar Unternehmer,
er ist dann aber gleichzeitig auch
nur Arbeiter, der sich selbst zu
reproduzieren hat und nicht von
der Arbeit anderer leben kann.
Diese Zusammenhänge spielten
nicht nur in der Volkswirtschafts-
lehre, sondern auch bei den Nes-
toren der zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts noch jungen Betriebs-
wirtschaftslehre eine wichtige und
herausragende Rolle. Nur die ma-
schinelle Ausstattung (totes, fixes

der Lage einen gesellschaftlichen
Neuwert und Überschuss zu gene-
rieren. Weit vor Karl Marx formu-
lierte dies schon William Petty.
Der Mensch schafft sich selbst,
und zwar auf der Grundlage von
zweierlei: der äußeren Natur und
der Arbeit. Sein Reichtum hat da-
her zwei Quellen: „Die Arbeit ist
sein Vater und die Erde seine
Mutter.“ Arbeit und Natur, nicht
das aus Gewinn entstehende tote
Kapital, sind demnach die Ur-
sache allen Wohlstandes, des pri-
vaten wie des öffentlichen. 

»der Unternehmer, das Kapital,
lebt immer nur von der Arbeit
anderer Menschen«

Der Gewinn hat dabei seine
Quelle nur darin, „dass die Arbeit
mehr produziert, als zu ihrem eige-
nen Unterhalt, zur Reproduktion
der Arbeitskraft erforderlich ist“,
so der britische liberale Ökonom
John Stuart Mill. Der Unterneh-
mer, das Kapital, lebt immer nur
von der Arbeit anderer Menschen.
Dies ist das eigentliche Kernpro-
blem kapitalistischer Ordnungen.
Es ist letztlich ein Verteilungspro-
blem. Die einseitige Gewinnaneig-
nung des Kapitals ohne jegliche
wirtschaftliche Mitbestimmungs-
rechte der abhängig Beschäftigten
wird auf Grund des Kapitaleigen-
tums und des möglichen Verlustes
im kapitalistischen Verwertungs-
prozess mehrheitlich anerkannt.
Das Risiko des Kapitaleigners
rechtfertigt hier die Gewinnaneig-
nung – erklärt sie aber nicht.
Dabei wird sogar systematisch
übersehen, dass sich Verluste nur
auf die bei einer Unternehmens-
gründung originär eingebrachte
Kapitalsumme beziehen können.
Danach realisierte Gewinne, die
über eine Thesaurierung zu einer
erweiterten Kapitalakkumulation
führen, sind bereits dem Faktor
Arbeit und der Natur geschuldet.
Zweitens ist die Forderung nach
Wirtschaftsdemokratie damit be-
gründet, dass Unternehmen, vor

Kapital) eines Unternehmens ist
demnach allenfalls ein Museum
oder eine Ausstellung. Der Mensch
ist das Wichtigste, er bewegt das
tote Kapital. Die Beschäftigten
hätten, so die Betriebswirte, weil
sie ihre Arbeitskraft und ihr geisti-
ges Kapital im Unternehmen ein-
setzten, die gleichen Eigentums-
rechte am Ertrag wie der
„Betriebsherr“. Deshalb sei dieser
auch weder den Beschäftigten
noch dem Gewinn gegenüber
uneingeschränkter Herrscher. Ar-
beit ist gleichberechtigt an den
Entscheidungsprozessen zu beteili-
gen. Nur hierdurch kann einer
sozialen Arbeitsgesellschaft ein
neuer Aufschwung erwachsen. Auf
der mikroökonomischen (unter-
nehmerischen) Ebene ist das
Verhältnis von Arbeit und Kapital
in den Unternehmen von der
Ausübung einer Klassenmacht ge-
genüber den abhängig Beschäftig-
ten endlich zu befreien. 

»erst eine Gesellschaft, die Ge-
winne aus Arbeit und Kapital
redlich aufteilt, ist eine humane
und gerechte«

Dazu muss der Faktor Arbeit mit
Gegenmacht (‚Countervailling po-
wer‘) ausgestattet werden. Nicht
nur durch eine modifizierte und
auf eine ökonomische Effizienz
verengte und orientierte Mitbe-
stimmungsgesetzgebung, sondern
durch die uneingeschränkte recht-
liche Gleichstellung von Arbeit
und Kapital auf unternehmens-
und betriebsbezogener Ebene.
Erst eine Gesellschaft, die die ge-
meinsam erarbeiteten Einkom-
mens- und Vermögensgewinne aus
Arbeit und Kapital rechtlich
gleichstellt und redlich aufteilt,
und dies durch ihre Gesetze besie-
gelt, ist eine vom Ansatz her
humane und gerechte. Dazu
bedarf es der uneingeschränkten
materiellen und immateriellen
Partizipation der abhängig Be-
schäftigten in den Unternehmen. 
Dies ist zweifach wirtschaftsde-

mokratisch zu flankieren. Erstens
durch die globale Ebene. Man
könnte auch sagen durch das 
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Wissenschaftliche Erkenntnisse
in verständlicher Form bietet jetzt
das im Campus Verlag erschiene-
ne IAB Handbuch Arbeitsmarkt.
Rund vierzig WissenschaftlerIn-
nen des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) analy-
sieren auf 295 Seiten den Arbeits-
markt in seiner ganzen Breite.
Vor dem sachlichen Hintergrund

der Wissenschaftlichkeit werden
gelegentlich Positionen bezogen,
die sich mit unseren gewerkschaft-
lichen nicht treffen. Es werden
aber auch Informationen geliefert,
die deutlichen machen, wie wich-
tig zum Beispiel Qualifizierung der
Beschäftigten, wie wichtig eine
aktive Arbeitsmarktpolitik und wie
dumm und töricht zum Beispiel
manche Äußerungen von Men-
schen sind, die uns regieren und
in eine bessere Zukunft bringen
wollen.
Ein lesenswertes Buch, wenn

auch keine leicht nebenbei Lektüre.
Erhältlich im Buchhandel oder

direkt beim Campus Verlag (www.-
campus.de/isbn/3593379368).

Jutta Allmendinger, Werner Eichhorst,
Ulrich Walwei (Hrsg.)
Band 1 der Reihe IAB-Bibliothek
Campus Verlag Frankfurt 
und New York 2005
ISBN: 3-593-37936-8
Preis: 34,90 Euro.

IAB Handbuch Arbeitsmarkt
Analysen, Daten, Fakten

Der deutsche Arbeitsmarkt steckt
in einer tiefen Krise. Von einer
Trendwende ist zwar immer wie-
der die Rede – erkennbar ist sie
noch nicht. Eine umfassende Be-
standsaufnahme und einen Aus-
blick auf die zukünftigen Entwick-
lungen bietet jetzt das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) mit dem IAB Handbuch
Arbeitsmarkt.
Die Arbeitslosigkeit verharrt in

Deutschland auf hohem Niveau,
die Beschäftigung ist viel zu ge-
ring. Arbeitslosigkeit und Unterbe-
schäftigung sind von Rezession zu
Rezession weiter gestiegen. Das
beträchtliche Niveau der Langzeit-
arbeitslosigkeit lässt keinen Zwei-
fel, dass der deutsche Arbeits-
markt auch strukturelle Probleme
aufweist. Kurz gefasst: Der deut-
sche Arbeitsmarkt hat ein Niveau-
problem, ein Entwicklungspro-
blem und ein Strukturproblem.
Das IAB Handbuch Arbeits-

markt beschreibt:
+die Entwicklung und Perspektiven
des deutschen Arbeitsmarkts und
der Beschäftigungspolitik,
+die erwartbaren Wirkungen der
jüngsten Reformen,
+die Chancen und Risiken beim
Ausbau eines Niedriglohnsektors
+die Beschäftigungseffekte von
Veränderungen im Bereich Ar-
beitszeit

Lesetipp Lesetipp Lesetipp

makroökonomische Verhältnis von
Politik und Wirtschaft in Form
einer volkswirtschaftlichen Ge-
samtplanung. Der Staat, der politi-
sche Überbau, muss die Wirt-
schaft aussteuern (korrigieren)
und kontrollieren, ansonsten ent-
stehen im Markt- und Wettbe-
werbsgeschehen unerwünschte Er-
gebnisse und wirtschaftliche
Machtgebilde. Die originären
Marktergebnisse sind nie gesell-
schaftlich akzeptable und gerechte
Ergebnisse. Auf der zweiten, der
ökonomischen Mesoebene, muss
eine demokratische Begleitung der

Menschen im Produktionsprozess.
Ohne diesen ‚Dreiklang‘ auf der
Mikro- Makro- und Mesoebene ist
eine demokratisierte Wirtschaft
nicht denkbar. Das Primat der
Politik gegenüber der Wirtschaft,
das unter dem Regime des
Neoliberalismus verloren gegan-
gen ist, muss deshalb unter dem
Druck gesellschaftlich fortschrittli-
cher Kräfte wieder in Stand
gesetzt werden und handeln. 

Prof. Dr. Rer. Pol. H.-J. BONTRUP
Arbeitsgruppe 

Alternative Wirtschaftspolitik

Unternehmensverfassung umge-
setzt werden. 

»das Primat der Politik gegenü-
ber der Wirtschaft muss wieder
in Stand gesetzt werden«

Dies hat durch eine Tarifpolitik im
Sinne einer produktivitätsorien-
tierten Einkommenspartizipation
und im Sinne einer umverteilen-
den gerechteren Vermögensbetei-
ligung durch Gewinn- und/oder
Kapitalbeteiligungsmodelle zu ge-
schehen und nicht zuletzt durch
eine arbeits- und sozialrechtliche
Gesetzgebung zum Schutz des

Schnee mit dunklem Schatten 

Krista, Mei Ling und Andreas,
alles Jugendliche, die auf dem
Rummelplatz aufgewachsen sind
und dort leben, werden damit
konfrontiert, dass nichts mehr so
ist wie es einmal war. Ein Junkie
unternimmt einen Selbstmordver-
such, da er nach erfolgreichem
Entzug wieder rückfällig geworden
ist, es werden Brandanschläge ver-
übt und es werden anonyme Dro-
hungen ausgesprochen. Die Ju-
gendlichen nehmen auf eigene
Faust Untersuchungen vor und
begeben sich in Gefahr. 
Der Roman bedient einige Vor-

urteile und bleibt streckenweise an
der Oberfläche. Er ist aber span-
nend und leicht zu lesen. Ein
Jugendroman, der auch für Er-
wachsene seinen Reiz hat.

Barbara Büchner
Arena Life
ISBN: 3-4001-02597-X
Preis: 6,90 Euro
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